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Die letzten Jahrzehnte des 20. 
Jahrhunderts stellen eine besondere 
Periode in der langen Geschichte 
der Beziehungen zwischen Spanien 
und Lateinamerika dar. Nach fast 
zwei Jahrhunderten, in denen die 
Beziehungen vor allem in einem 
rhetorischen, respektive instrumen-
tellen Rahmen zu suchen waren, 
stellte sich ein Wandel von großer 
Tragweite ein: zum ersten Mal be-
gab sich Spanien an eine genaue 
Definition seiner Lateinamerikapolil-
tik, während die lateinamerikani-
schen Länder sich dazu entschlos-
sen, den Beziehungen zum ehema-
ligen Mutterland eine höhere Be-
deutung zuzumessen.    
Die 90er Jahre wurden zu einem 
wichtigen Zeitabschnitt, weil zweier-
lei Entwicklungen zum Tragen ka-
men: Zum einen wurde Spanien zu 
einem spezifischen Ziel für die in-
ternationale Projektion der latein-
amerikanischen Länder. Bei dieser 
Neudimensionierung Madrids durch 
die Regierungen Lateinamerikas 
kam der Tatsache, dass sich die po-
litischen und wirtschaftlichen Eliten 
der tiefgreifenden Veränderungen 
bewusst wurden, die sich nach dem 
Fall der Berliner Mauer auf interna-
tionaler Bühne ereigneten, eine 
wichtige Rolle zu. Die internationale 
Neuordnung, verknüpft mit der 
Notwendigkeit, sich der wirtschaftli-
chen und politischen Herausforde-
rung zu stellen, die sich aus der 
Globalisierung ergab, gab Anlass zu 
einer Intensivierung der Verbindun-
gen mit den weltweit wichtigsten 
wirtschaftlichen und politischen 
Zentren (USA, Japan und EG/EU). 
Aus Sicht der lateinamerikanischen 
Führungen sollte Spanien zum Re-
ferenzpunkt und Mittler für die 
Ausweitung und Intensivierung der 
Beziehungen zur Europäischen Uni-
on (EU) werden. Ein solches Um-
denken wurde möglich, weil sich 
gleichzeitig für Spanien neue Optio-
nen eröffneten, die einen quantita-
tiven und qualitativen Anstieg sei-
ner internationalen Beziehungen 
begünstigten. Madrid begann über 
Handlungsspielräume wirtschaftli-
cher (Wirtschaftswachstum und Zu-
gehörigkeit zur EU) und politischer 
Art (Demokratisierung, Anstieg des 
internationalen Ansehens) zu verfü-
gen, die es dem Land ermöglichten 
seine einstige Rhetorik aufzugeben 
und stattdessen konkretes Handeln 
auf auswärtiger Ebene zu entwi-
ckeln und umzusetzen.  
Obwohl sich die lateinamerikani-
schen Regierungen gewillt zeigten, 
die Verbindungen zu Madrid zu in-
tensivieren, unternahmen sie nur 
wenig Konkretes, um diesem An-
sinnen eine zielgerichtete Orientie-
rung zu geben. Mit ihrer Haltung 
schufen sie lediglich eine Ausgangs-
situation, die es Spanien ermöglich-
te, die Initiative zu ergreifen und 
diesen Kontakten eine Richtung zu 
geben.  
Ein zweiter Faktor war das Ergebnis 
einer neuen Haltung, die Spanien 
gegenüber den lateinamerikani-
schen Ländern annahm. In diesem 
Zusammenhang sei daran erinnert, 
dass Lateinamerika durchaus nicht 
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immer wichtig gewesen ist für Spa-
nien. Aus historischer Sicht findet 
eine Behauptung wie die von And-
rés Zaldívar wenig Halt, wenn er 
schreibt: „die Analyse der Bezie-
hungen zwischen Spanien und Ibe-
roamerika kann nicht unter den Pa-
rametern vorgenommen werden, 
die üblicherweise für die Untersu-
chung der Beziehungen zweier Ak-
teure des internationalen Systems 
verwendet werden. In diesem Kon-
text fallen Gründe historischer und 
kultureller Dimension ins Gewicht, 
die sich eindeutig einer rein politi-
schen oder rein wirtschaftlich-
kommerziellen Vision entziehen“ 
(Zaldívar 1997: 15). 
Trotz gewisser Einschränkungen 
bilden aber ohne Zweifel die ge-
meinsame Geschichte, Sprache, Re-
ligion und Kultur einen Hintergrund, 
vor dem sich erklären lässt, warum 
Spanien eine spezielle Sensibilität 
und eine besondere Einstellung zu 
Lateinamerika hat. Eben diese Um-
stände helfen uns auch dabei, die 
Gründe zu verstehen, die die latein-
amerikanischen Regierungen dazu 
gebracht haben, sich an Spanien zu 
wenden, als es darum ging, die Ver-
bindungen zum Alten Kontinent zu 
intensivieren. Man kann jedoch aus 
dieser Sensibilisierung und dieser 
Einstellung keineswegs darauf 
schließen, dass sich die Beziehun-
gen traditionell auf hohem Niveau 
bewegt hätten.  
Ein kurzer Gang durch die Ge-
schichte zeigt diese Realität deutlich 
auf. So hielt Spanien früher eher 
sporadische Verbindungen zu den 
lateinamerikanischen Ländern auf-
recht und diese Beziehungen wa-
ren, wenn auch nicht rein formaler, 
so doch instrumenteller Natur. Die-
se Instrumentalisierung der Be-
ziehungen geht auf die Diktatur 
Primo de Riveras zurück. In jener 
Zeit wurde erstmals eine Initiative 
ins Leben gerufen, gemeinsam mit 
den Ländern Lateinamerikas einen 
Block aufzubauen – natürlich unter 
Führung Madrids – durch den Spa-
nien eine gefestigtere Position im 
Bündnis der Nationen der damali-
gen Vor-, bzw. Nachkriegszeit hätte 
erlangen sollen. In diesem Entwurf 
stellte Lateinamerika keinen selbst-
ständigen Bezugspunkt dar, son-
dern erschien nur in dem Maße, wie 
es als Mittel zur Stärkung der inter-
nationalen Rolle Spaniens beitragen 
konnte.  
Franco behielt diese Haltung im 
Laufe seiner langwährenden Dikta-
tur bei. Um die internationale Isola-
tion aufzubrechen, in der sich sein 
Regime befand, wollte er Spanien 
zur „geistigen Brücke“ zwischen La-
teinamerika und Europa machen. 
Das war der Hintergrund des Pro-
jekts der „Hispanidad“, der „Madre 
Patria“ und der Hispanischen Völ-
kergemeinschaft. An anderer Stelle 
vertrat Franco die Idee, einen ge-
meinsamen Markt zwischen Latein-
amerika und Europa aufzubauen, in 
der Absicht, das Interesse Europas 
an Spanien zu erhöhen und der 
schon immer angestrebten Auf-
nahme seines Landes in die EWG 
den Weg zu ebnen. So hieß es in 
dem Brief, den der Spanische Au-
ßenminister 1962 an den Präsiden-
ten des Ministerrats der Gemein-
schaft verfasste: „Ich halte es für 
interessant Ihnen mitzuteilen, dass 
meine Regierung davon überzeugt 
ist, dass die Beziehungen, die Spa-
nien und die Länder Amerikas ei-
nen, mit der Einbindung in die Ge-
meinschaft nicht geschmälert wer-
den müssen, sondern ganz im Ge-
genteil ein positiver Beitrag zur Lö-
sung der auftretenden Probleme 
zwischen Lateinamerika und der 
Gemeinschaft sein können“ (Zitiert 
nach Truyol 1972: 157).  
Teilweise wollte man sogar noch 
weiter gehen, so sollte u.a. eine 
Dreiecksbeziehungen erreicht wer-
den. Als Beispiel hierfür kann die 
utopische Initiative, eine Atlantische 
Gemeinschaft zu gründen, angese-
hen werden. Diese Strategie kon-
zentrierte sich unter dem Vorwand 
der Verteidigung gegen die kom-
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munistische Bedrohung ganz auf 
die Bildung eines Dreiecks der Zu-
sammenarbeit zwischen Europa, 
den USA und Lateinamerika, wäh-
rend sie in Wirklichkeit allein der 
Stärkung der spanischen Souverä-
nität gegenüber den USA dienen 
sollte. Gleichzeitig wollte man den 
Dialog und die gegenseitige Abhän-
gigkeit der Staaten diesseits und 
jenseits des Atlantiks fördern bzw. 
anregen und damit zu einer stärke-
ren Verhandlungsposition Spaniens 
gegenüber der EWG beitragen. 
Madrid sollte aufgrund der histori-
schen Bande die Rolle des Vermitt-
lers und der natürlichen Brücke zwi-
schen Europa und Lateinamerika 
einnehmen.  
Der instrumentelle Charakter, der 
den Beziehungen zu Lateinamerika 
von Seiten Madrids zugewiesen 
wurde, beschränkte sich nicht auf 
die Initiativen zur Aufhebung der 
Isolation und zur Normalisierung 
der Kontakte mit dem restlichen Eu-
ropa. Bisweilen wurden sie auch als 
legitimierender Mechanismus be-
stimmter innenpolitischer Entschei-
dungen genutzt. Das gilt beispiels-
weise für das Streben nach einem 
Wiederaufbau des ewigen Imperi-
ums Spanien – ein Gedanke, der 
der internen Disziplinierung dienen 
sollte.  
Die wirtschaftlichen Beziehungen 
bildeten keine Ausnahme und hat-
ten sich derselben Logik zu fügen. 
Der Handel mit Lateinamerika war 
ständigen Schwankungen unterwor-
fen. Zu Zeiten der größten interna-
tionalen Isolation Spaniens stieg er 
an (zu Beginn der sechziger Jahre 
um fast 20%), als sich die Bindung 
zu Europa stärkte, sank er (10% in 
den siebziger Jahren, nachdem 
Madrid ein Präferenzabkommen mit 
der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft unterzeichnet hatte). 
Gleiches ließ sich auf der Ebene der 
Investitionen beobachten (Alon-
so/Donoso 1983:47-51). 
Diese Situation begann sich zu-
nächst auch nur langsam zu wan-
deln, als in Spanien die demokrati-
sche Wende eingeläutet wurde. Die 
Politik der ersten zentristischen Re-
gierungen hielt sich an die Referenz, 
dass Spanien als Brücke zwischen 
Europa und Lateinamerika dienen 
solle. In diesem Sinne lassen sich 
die Beziehungen zu jener Zeit wei-
terhin in den Rahmen einer instru-
mentellen Perspektive einordnen. 
Die Neuerung dabei tat sich in die-
sen ersten Jahren nach Franco un-
terdessen darin kund, dass sich die 
konservative Regierung der spani-
schen Mitte-Rechts-Partei UCD vor-
nahm, die spanische Haltung zu ei-
ner Art drittem Weg zu machen, der 
neben einer Stärkung des spani-
schen Auftretens in der internatio-
nalen Politik die Herauslösung La-
teinamerikas aus der gespannten 
Dynamik des Ost-West-Konflikts 
mit sich bringen sollte (Mujal 1986). 
So sollte ein Raum eröffnet werden 
in dem wieder uneigennützigere 
Beziehungen zwischen beiden Sei-
ten geknüpft werden könnten. In 
diesem Sinne kommt Celestino del 
Arenal zu dem Schluss: „Auf diese 
Weise wurde die iberoamerikani-
sche Politik bisweilen als Ersatzpoli-
tik im Stile der franquistischen Poli-
tik, wenn auch mit anderer Beto-
nung, genutzt, die in der Regel ein 
mögliches Vakuum, das sich aus 
der Bejahung der europäischen Di-
mension Spaniens durch die Öff-
nung eines dritten Weges ergeben 
könnte, auffüllen sollte. Manchmal 
wurde sie auch als Politik des 
’Drucks’ genutzt, um die Verhand-
lungsposition Spaniens gegenüber 
der Europäischen Gemeinschaft und 
den USA zu stärken. Und schließlich 
wies man ihr die Funktion der Politik 
der ’Legitimierung’ der UCD selbst 
auf interner Ebene zu und suchte 
sich dabei über eine vermeintliche 
’Fortschrittlichkeit’ vom Erbe Fran-
cos, dem ein wesentlicher Teil ihrer 
Mitglieder nachhing, reinzuwa-
schen“ (Del Arenal 1994: 120). 
Wenn die Beziehungen zu Latein-
amerika infolge dieser Neuorientie-
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rung von Seiten der ersten demo-
kratischen Regierungen Spaniens 
nicht völlig neu bemessen wurden, 
so lag dies daran, dass die latein-
amerikanischen Eliten damals ande-
ren außenpolitische Prioritäten folg-
ten. Zudem setzten die spanische 
Führung und die Öffentlichkeit zu 
jener Zeit alles auf die Schaffung 
günstiger Bedingungen für die Auf-
nahme ihres Landes in die Europäi-
sche Gemeinschaft. Zwischen 1977, 
dem Jahr in dem der formale Auf-
nahmeantrag gestellt wurde, und 
1986, als Spanien Teil der Gemein-
schaft wurde, begann sich das ge-
sellschaftliche Leben ebenso wie die 
Außenpolitik Spaniens immer stär-
ker an der EG zu orientieren. Diese 
Einbindung Spaniens in die Ge-
meinschaft als Referenzrahmen wie 
auch in der politischen Praxis legt 
nahe, dass sich die nachfolgende 
Entwicklung der Beziehungen zu La-
teinamerika nicht mehr länger im 
Rahmen eines streng bilateralen 
Schemas untersuchen lässt, son-
dern   nunmehr über den Bezugs-
punkt der Europäischen Gemein-
schaft betrachtet werden muss.  
Ein neuer Interpretations-
rahmen für die Außenpolitik  
Zu den Themen, die in den letzten 
Jahrzehnten die Forschung auf dem 
Gebiet der internationalen Bezie-
hungen dominiert haben, gehört die 
Entwicklung konkreter Interpretati-
onsrahmen für die internationale 
Politik. Das lange Zeit dominierende 
Paradigma des Realismus hat das 
staatliche Handeln bei der Definition 
und Ausrichtung der Außenpolitiken 
in den Mittelpunkt der Betrachtung 
gestellt. Unter diesem Blickwinkel 
wird Außenpolitik als Ergebnis der 
Art und Qualität der Ressourcen 
verstanden, über die ein Staat ver-
fügt, sowie seiner Fähigkeit, Strate-
gien zur Durchsetzung nationaler 
Interessen zu artikulieren. Die In-
terdependenztheorie berücksichtigt, 
dass der Staat nicht alleiniger Ak-
teur auf der internationalen Bühne 
ist, sondern eine Fülle nichtstaatli-
cher Akteure ebenfalls auf dieser 
Ebene wirken. Im Gegensatz zu den 
Realisten wird der Staat hier nicht 
als einheitlicher Akteur aufgefasst, 
sondern man geht davon aus, dass 
auf innerstaatlicher Ebene zahlrei-
che Akteure mit jeweils unter-
schiedlichem Einfluss und unter-
schiedlicher Motivation für ihr Han-
deln nebeneinander bestehen.  
Diese zur frostigsten Zeit des Kalten 
Krieges konzipierten Paradigmen 
waren wichtige Analyserahmen für 
die Außenpolitik, so wie sie damals 
praktiziert wurde. Bei dem Versuch, 
auswärtige Politik in der Welt nach 
dem Berliner Mauerfall zu erklären, 
erfahren sie jedoch zahlreiche Ein-
schränkungen – was gestern noch 
sicher war, beginnt sich heute all-
mählich aufzulösen. Dabei spielen 
verschiedene Faktoren eine wichtige 
Rolle. So u.a. die Erarbeitung subti-
lerer Analyserahmen; die Rolle der 
Medien; das Aufkommen verschie-
dener internationaler Akteure, die 
die zentrale Bedeutung des Staates 
bei der Ausrichtung des außenpoliti-
schen Handelns geschmälert ha-
ben; das Engagement zahlreicher 
Länder Europas, Asiens und Ameri-
kas für Integrationsstrategien, die 
durch die Betonung der wechsel-
seitigen Abhängigkeit die frühere 
Autonomie und Souveränität auf 
dem Gebiet der Außenpolitik ins 
Wanken gebracht haben.  
Der letzte Aspekt ist von großer Be-
deutung für die Zielsetzung unserer 
Arbeit. Die Zugehörigkeit Spaniens 
zur EWG/EU, der späte Beitritt, der 
Spanien eine Reihe von Verpflich-
tungen auferlegte, die zuvor von 
den Gründerländern übernommen 
worden waren, und sein Einsatz für 
die Vertiefung der europäischen In-
tegration sowie die wiederholte 
Nutzung von Gemeinschaftsinstru-
menten für die Strategien gegen-
über Drittländern machen die Un-
tersuchung der Beziehungen zwi-
schen Spanien und Lateinamerika 
über den Bezugspunkt der Europäi-
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schen Gemeinschaft zwingend not-
wendig.  
In diesem Bereich stoßen wir aller-
dings auf ein größeres Problem. In 
den fünfzig Jahren Geschichte der 
europäischen Integration seit der 
Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl 
(Montanunion) sind zwar bedeuten-
de Erklärungsrahmen der Integrati-
on aufgetaucht, aber die Analysen, 
die sich mit der Verflechtung von 
Außenpolitik und Integration be-
schäftigen, sind noch immer unzu-
reichend, selbst wenn sie sich alle-
samt in Ansätzen auf die Logik des 
außenpolitischen Handelns der Mit-
gliedsstaaten oder der EWG/EU als 
Ganzes beziehen. Entscheidend ist 
die Interaktion zwischen beiden Va-
riabeln, denn nach Keohane treten 
die Institutionen als Bedingungs-
rahmen für das Verhalten der Staa-
ten auf und wirken wie eine Gruppe 
formeller und informeller Regeln, 
die überdauernd und miteinander 
verzahnt sind und Verhaltensmuster 
vorgeben, Tätigkeiten eingrenzen 
und die Erwartungen der Staaten 
formen (Keohane 1989).  
Diese Betrachtung der Länderkons-
tellation als Dreieck sowie das Ab-
stecken eines Rahmens zur Annä-
herung an die wechselseitige Ver-
flechtung zwischen Außenpolitik und 
Integration werden umso wichtiger, 
als sich Lateinamerika im Laufe des 
Aufbaus der Europäischen Gemein-
schaft durch seine wenig begünstig-
te Position auf der Skala der inter-
nationalen Präferenzen der EWG/EU 
ausgezeichnet hat. Hätte die Region 
höhere Priorität von Seiten der EU 
genossen, wäre die Situation heute 
insofern anders, als klare Orientie-
rungen bestünden, die für alle Mit-
gliedsstaaten einen Bedingungs-
rahmen für ihre Beziehungen zu La-
teinamerika  bildeten. 
Lateinamerika nimmt nicht nur im 
Rahmen der internationalen Präfe-
renzen der EU eine relativ periphere 
Position ein, sondern auch innerhalb 
der außenpolitischen Präferenzen 
der meisten Mitgliedsstaaten. Dies  
erlangt umso mehr Bedeutung, 
wenn man in Betracht zieht, dass 
die Institutionen und die praktische 
Außenpolitik der EU auf wirtschaftli-
cher und politischer Ebene in den 
letzten Jahren an Stärke gewonnen 
haben. Mehrere Mitgliedsstaaten 
haben infolgedessen auf eine spezi-
fische Lateinamerikapolitik verzich-
tet, weil sie die Verbindungen mit 
der Region lieber auf gemeinschaft-
lichem Wege behandelt sehen wol-
len. 
Die Konsolidierung der europäi-
schen Integration und die Übertra-
gung von Zuständigkeiten auf die 
Organe der Gemeinschaft haben al-
so eine Situation geschaffen, in der 
mehrere Mitgliedsstaaten ihre Akti-
vitäten gegenüber Lateinamerika 
„europäisiert“ haben. In diesem Fall 
hat die Stärkung der gemeinschaft-
lichen Außenpolitik nicht als Multi-
plikator gewirkt, sondern die Inten-
sität der Beziehungen geschmälert. 
Dies lässt sich am Beispiel Deutsch-
lands erkennen, das in den achtzi-
ger Jahren eine spezifische Außen-
politik gegenüber Lateinamerika  
formuliert hatte und seine Präsenz 
später zugunsten der Gemein-
schaftsorgane reduzierte, was letzt-
lich zu einer Schwächung der deut-
schen Präsenz in der Region führte 
(Hofmeister 1998).  
Eine Untersuchung der Außenpolitik 
anderer EU-Länder legt ähnliche 
Schlüsse nahe. So ist z.B. Italien 
dazu übergegangen, seine  Politik 
gegenüber Lateinamerika über die 
Kanäle der Gemeinschaft vorzu-
nehmen und hat sich dabei vor al-
lem auf die wirtschaftliche Dimensi-
on. Auch wenn die Region keine be-
vorzugte Stellung auf der internati-
onalen Werteskala Italiens ein-
nimmt, lässt sich doch in diesem 
Fall von einer über die Gemein-
schaftswege verlaufenden „Latein-
amerikapolitik“ sprechen. Deren 
Hauptakteure sind italienische In-
vestoren mit Interesse an der Er-
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wie Vertreter des Handels, die sich 
Geschäftsmöglichkeiten in Latein-
amerika erhoffen (Fazio 2001).  
Diese Beispiele legen den Gedanken 
nahe, für die EU-Länder verliefen 
die Beziehungen zu Lateinamerika 
ganz oder fast ausschließlich über 
den Gemeinschaftsrahmen. Daraus 
lässt sich der Schluss ziehen, dass 
Spanien sich zwar von den genann-
ten Fällen unterscheidet, weil es ei-
ne konkrete politische Orientierung 
auf Lateinamerika vorzuweisen hat, 
diese Politik aber ebenfalls über die 
Wege der Gemeinschaft verläuft.  
Die Bedeutung der EG für 
Spanien 
Nach Überwindung der franquisti-
schen Vergangenheit richteten die 
nachfolgenden Regierungen Spa-
niens ihr Bemühen auf die Aufnah-
me ihres Landes in die Europäische 
Gemeinschaft. Insofern stellt der 
Fall Spaniens eine Erfahrung sui ge-
neris im Bereich politischer Trans-
formation dar, als hier die wirt-
schaftliche Modernisierung und die 
demokratische Konsolidierung mit 
einer Neuorientierung auf internati-
onaler Ebene als Stützpfeiler des 
ganz auf das Beitrittsthema kon-
zentrierten Modernisierungsprozes-
ses einher gehen musste.  
Am 28. Juli 1977 reichte die spani-
sche Regierung den förmlichen An-
trag auf den Beitritt zur EWG ein. 
Im Gegensatz zu anderen außenpo-
litischen Themen, beispielsweise der 
Integration in die NATO, stieß der 
EWG-Beitritt auf breite und einhelli-
ge Zustimmung, zumal man mit 
ihm die Modernisierung des Landes 
verband: „Der tiefere Sinn des eu-
ropäischen Aufbaus wird aus spani-
scher Sicht anders wahrgenommen 
als in Mitgliedsstaaten wie Frank-
reich oder Deutschland. Für uns ist 
die Idee Europas gleichbedeutend 
mit Modernisierung“ (Westendorp y 
Cabeza 1996).  
Die Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Gemeinschaft kam einer kla-
ren Abgrenzung von der unmittel-
baren Vergangenheit der Diktatur 
gleich. Zudem garantierte der Bei-
tritt die gerade erst eingeführte 
Demokratie und wurde in diesem 
Zusammenhang als Weg ohne Zu-
rück interpretiert, was den Spaniern 
erlaubte, sich in ihren Vorstellungen 
noch weiter von der unmittelbaren 
Vergangenheit zu entfernen. Die 
Beteiligung an den Gemeinschafts-
organen wurde auch als ein Mittel 
angesehen, das zur Wiederaufwer-
tung des internationalen Status’ 
Spaniens beitragen sollte. Von der 
EWG-Mitgliedschaft mit ihren wirt-
schaftlichen Garantien erhoffte man 
sich zudem Impulse für eine rasche 
Modernisierung der spanischen 
Wirtschaft.  
Der Beitritt Spaniens zur EG bot  
neue Chancen, er stellte das Land 
aber auch vor große Herausforde-
rungen. Er bedeutete den Verlust 
der währungspolitischen Autonomie 
und eine geringere Bewegungsfrei-
heit bei der Lösung der großen 
Probleme, mit denen sich die spani-
sche Wirtschaft konfrontiert sah, 
wie etwa der Arbeitslosigkeit. Au-
ßerdem erhöhte sich die Außenab-
hängigkeit, weil zahlreiche nationale 
Unternehmen in die Hände auslän-
discher Investoren fielen, die vor al-
lem daran interessiert waren sich 
die Vertriebs- und Marketingwege 
für ihre Produkte über den Erwerb 
spanischer Firmen zu sichern.  
Der Beitritt zur EWG förderte aber 
auch die allgemeine Modernisierung 
des Landes, was zu einer Liberali-
sierung der Wirtschaft sowie zur 
Homogenisierung der Vorschriften 
über den Handelsverkehr mit den 
übrigen Gemeinschaftsstaaten führ-
te, den Zufluss von ausländischem 
Kapital bewirkte und den Austausch 
mit den übrigen Mitgliedsstaaten 
der Gemeinschaft anregte. Darüber 
hinaus veränderte er die Außenbe-
ziehungen, indem die weltweite 
Präsenz Spaniens gestärkt sowie 
Raum für die Erweiterung der inter-
nationalen Beziehungen in neue 
Richtungen aufgetan wurde. Auf der 
Die Beteiligung an 
den Gemein-
schaftsorganen 
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Ebene der Außenpolitik vollzog sich 
ein gewaltiger Wandel. Während die 
Außenpolitik Spaniens traditionell 
von einem bilateralen Schema ge-
leitet war, nahm sie mit dem EWG-
Beitritt 1986 und dem vorherge-
henden NATO-Beitritt (1982) auch 
eine multilaterale Dimension an.  
Eine weitere Veränderung von gro-
ßer Tragweite stellte sich in der 
Konsolidierungsphase der Demo-
kratie ein. In dieser Phase unange-
fochtener sozialistischer Vorherr-
schaft wurde das Fundament der 
Internationalisierung Spaniens ge-
legt. Der Führung ging es vor allem 
darum, durch einen raschen Mo-
dernisierungsprozess die Vorausset-
zungen für EWG-Beitritt zu schaf-
fen. So wandelte sich die Wirtschaft 
innerhalb kürzester Zeit von einer 
protektionistisch geprägten Natio-
nalökonomie zu einer offenen und 
in eines der wichtigsten Wirtschafts- 
und Finanzzentren der Welt integ-
rierten Wirtschaft. 
Diese Aufgabe war alles andere als 
einfach. Die spanischen Unterneh-
men zu internationalisieren, bedeu-
tete große Herausforderungen, da 
es sich in der Regel um mittelstän-
dische Betriebe mit geringer Wett-
bewerbsfähigkeit handelte, die auf 
Sektoren spezialisiert waren, die 
aus Ländern des Asien-Pazifik-
Raums, der Mittelmeerregion und 
Lateinamerika starke Konkurrenz 
erfuhren. Aus diesem Grunde 
musste sich die spanische Interna-
tionalisierungsstrategie auf eine 
Reihe ganz bestimmter Firmen kon-
zentrieren, die aus Bereichen wie 
dem Dienstleistungs- oder Tele-
kommunikationssektor kamen, bes-
sere Perspektiven zu bieten schie-
nen und in denen der spanische öf-
fentliche Sektor gewisse Wettbe-
werbsvorteile genoss. Ein Beispiel 
hierfür war die Fluggesellschaft Ibe-
ria. Das Unternehmen tätigte große 
Investitionen in einige Luftfahrt-
gesellschaften Lateinamerikas wie 
Viasa, Ladeco und Aereolíneas Ar-
gentinas (Boix 1996: 199). 
Spanien musste sich auch der Logik 
anpassen, nach der die Außenbe-
ziehungen der Gemeinschaft funkti-
onieren. Dies erklärt, warum Spa-
nien in der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre keine klare Orientierung ge-
genüber Lateinamerika definieren 
konnte. All seine Anstrengungen 
waren darauf ausgerichtet, sich 
dem Muster der EG anzupassen. Mit 
dem Beitritt war es nicht mehr län-
ger möglich, einen „autonomen“ 
Weg im internationalen System zu 
gehen. Auch die Formulierung einer 
Lateinamerikapolitik war davon be-
troffen. 
Madrid musste sich den Präferenz-
abkommen mit den Ländern der 
EFTA, der Mittelmeerregion und de-
nen Afrikas, der Karibik und des Pa-
zifikraums (AKP-Staaten) fügen. La-
teinamerika, zu dem die spanische 
Regierung gerne wieder solide Be-
ziehungen aufgenommen hätte, 
blieb außerhalb der Vorteile, die die 
Gemeinschaftsabkommen mit sich 
brachten. Das erklärt, warum der 
Handelsaustausch mit Lateinameri-
ka in der zweiten Hälfte der achtzi-
ger Jahre von 20 % der Exporte in 
Nicht-EWG-Märkte (1980) auf 11 % 
zu Ende des Jahrzehnts zurückging. 
Der EWG-Beitritt brachte außerdem 
eine Umlenkung des Handels in 
Richtung des gemeinschaftlichen 
Europas mit sich. So stieg der Ex-
port hier von 8,08 Milliarden Ecu 
1980 auf beeindruckende 67 Milli-
arden Ecu im Jahre 1997.  
Diese Anpassung an die Logik der 
Gemeinschaftsstrukturen ist einer 
der Gründe dafür, dass die Bezie-
hungen Spaniens zu Lateinamerika 
nicht „durchstarten“ konnten. Auch 
wenn sich die Regierenden zu be-
stimmten Anlässen bemühten, die-
sen Beziehungen eine größere Be-
deutung zu verleihen, hat die Aus-
richtung auf die Gemeinschaft doch 
bisweilen in die entgegengesetzte 
Richtung gewirkt. Wie Tabelle 1 
veranschaulicht, weist die Vertei-
lung der spanischen Exporte die 
gleiche Tendenz auf.  
Spanien musste 
sich auch der Lo-
gik anpassen, 
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Spanien brauchte nicht lange, um 
sich als Land mit großer Einflusska-
pazität innerhalb des Gemein-
schaftsraums zu erweisen. Dies war 
das Ergebnis der schnellen und ge-
lungenen Anpassung an die ge-
meinschaftlichen Institutionen und 
die EG-Politik. Aber auch die Tatsa-
che, dass Spanien sich stets sehr 
betont als „integrationistisches“ 
Land ausgab, d.h. als Land, das für 
eine Vertiefung des Integrations-
prozesses plädierte, was es in die 
Nähe von Ländern wie Deutschland, 
Frankreich, Belgien und Italien 
rückte, spielte eine große Rolle. Die 
nachfolgenden spanischen Regie-
rungen waren in diesem Sinne be-
harrliche Verfechter einer Erweite-
rung der Zuständigkeiten der Ge-
meinschaft, einschließlich der Ge-
meinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP). Aber aufgrund 
seines späten Beitritts zu einer be-
stehenden Institution war Spanien 
oft gezwungen, seine nationalen 
Präferenzen im gemeinschaftlichen 
Kontext klar zu verdeutlichen. Dies 
führte gelegentlich zur Übernahme 
von Positionen, die einer intergou-
vernementalen Politik nahe stehen. 
Seit dem Eintritt in die EWG/EU 
konnte Spanien in folgender Hin-
sicht seinen Nutzen aus der Europä-
ischen Politischen Zusammenarbeit 
(EPZ) bzw. später der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik 
ziehen: Es verfügte über ein im Fal-
le kleiner oder peripherer Länder 
sonst unerreichtes internationales 
Profil, es genoss größtes Ansehen 
und bessere Führungsmöglichkei-
ten, es gelang ihm, seine eigenen 
Interessen auf die europäische Ta-
gesordnung zu setzen und sie so zu 
Problemen der Gemeinschaft zu 
machen. Das wiederum erlaubte 
Spanien gegenüber der eigenen na-
tionalen Öffentlichkeit, unbeliebte 
Politiken mit Hinweis auf die Exis-
tenz europäischer Positionen zu 
rechtfertigen (Barbé 1986: 156).  
Lateinamerika zu Beginn der 
spanischen Europa-Politik  
Da Spanien in der zweiten Hälfte 
der 80er Jahre gänzlich mit der An-
passung an die Politiken und Struk-
turen der Gemeinschaft beschäftigt 
war, fand seine Lateinamerikapolitik 
weitgehend über die entsprechen-
den gemeinschaftlichen Referenz-
punkte statt. Von dem Moment an, 
in dem Spanien der EWG beitrat, 
wurde von den spanischen Regie-
rungen versucht, ihr Land gleich-
sam zum Verstärker der Bindungen 
zwischen beiden Regionen zu ma-
chen. Aber die Philosophie, die die-
sen Beziehungen zugrunde lag, 
schien den instrumentellen Charak-
ter, der ihnen früher zugeschrieben 
wurde, allmählich hinter sich zu las-
sen. „Ich möchte deutlich machen“, 
erläuterte der spanische Außenmi-
nister Fernando Morán (Archiv des 
Tabelle 1: Spanische Exporte nach Regionen (in Prozent) 
 1997 1998 1999 2000 
Eurozone 58,6 59,8 60,2 58,5 
EU (ohne Euro-
zone) 
10,7 11,1 101, 11,1 
Mittel- und Ost-
europa 
1,6 1,8 1,8 2,1 
Nordamerika 4,8 4,6 4,8 5,3 
Lateinamerika 6,4 6,6 6,1 6,1 
Asien 7,5 5,7 5,7 5,9 
Afrika 3,5 3,7 3,6 3,3 
Andere 6,9 6,7 7,7 3,3 
Quelle: Dirección General de Política Exterior, Ministerio de Economía 
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Außenministeriums 1983), „dass 
Spanien nicht versuchen wird, als 
Brücke aufzutreten. Wir würden uns 
viel mehr wünschen, dass unsere 
aktive Beteiligung an Europa und 
den europäischen Institutionen an-
treibende Kraft bzw. der Anlass für 
einen kühnen Richtungswechsel in 
den Beziehungen zwischen Europa 
und Lateinamerika wäre“. Diese 
Verknüpfung zwischen der europäi-
schen Dimension und Lateinamerika 
wurde von Außenminister Carlos 
Westendorp in seinem Vortrag 
„Spanien zwischen Europa und Ibe-
roamerika“ vom Februar 1996 an-
schaulich zum Ausdruck gebracht: 
„1986 ‚entdeckt’ die Europäische 
Gemeinschaft Lateinamerika und 
verstärkt von da an diese Dimensi-
on ihrer auswärtigen Projektion. 
Ausgehend von der Europäischen 
Union haben wir eine stärkere Prä-
senz und einen größeren Einfluss in 
Lateinamerika. Und dank unserer 
iberoamerikanischen Dimension ha-
ben wir auch mehr Gewicht in Brüs-
sel“.  
Seitdem ergaben sich wichtige Ver-
änderungen in den Beziehungen 
zwischen der Gemeinschaft und La-
teinamerika. Zweifellos spielte Spa-
nien in mehreren dieser Felder eine 
bedeutende Rolle. Die wichtigsten 
Errungenschaften waren: die Erhö-
hung der Mittel für die Entwick-
lungszusammenarbeit; die Unter-
zeichnung von Abkommen der drit-
ten Generation mit verschiedenen 
Ländern Lateinamerikas, durch die 
sich die Felder der Zusammenarbeit 
erweiterten; eine größere Unter-
stützung der Integrationsprozesse, 
zu denen sich mehrere lateinameri-
kanische Staaten verpflichteten; die 
Einbindung einiger Länder der Regi-
on in das Lomé-Abkommen; die Er-
öffnung neuer EWG/EU-Delegatio-
nen in verschiedenen Hauptstädten 
Lateinamerikas; der Ausbau der 
Kontakte der Mitglieder des Euro-
paparlaments zu ihren lateinameri-
kanischen Amtskollegen; die Insti-
tutionalisierung des Dialogs zwi-
schen der EG und Lateinamerika 
(z.B. mit der Rio-Gruppe); ein prä-
ferentieller Marktzugang für die 
Länder Zentralamerikas; die Ent-
wicklung von Förderstrategien für 
die Exporte von Ländern, die gegen 
die Geißel Drogenhandel kämpfen.   
Dies kam einer großen Veränderung 
gleich, weil die Gemeinschaft die 
Länder Lateinamerikas bis dato als 
lose Gruppe nicht assoziierter Län-
der angesehen hatte, zu denen sie 
keine besondere Beziehung auf-
recht hielt, so dass sie sich auf der 
Skala der internationalen Präferen-
zen der EWG an untergeordneter 
Stelle befanden. Für Spanien war 
die Tatsache, dass die EWG eine 
konkrete Handlungslinie gegenüber 
den Ländern Lateinamerikas entwi-
ckelte, von großer Bedeutung, weil 
es damit zwei Ausrichtungen seiner 
Außenpolitik miteinander verbinden 
konnte: die gemeinschaftliche und 
die lateinamerikanische. Entspre-
chend äußerte sich der spanische 
Außenminister Fernando Morán auf 
der Ministerkonferenz von San Jo-
sé: „Heute können wir zum ersten 
Mal sehen, wie die beiden Achsen 
der spanischen Außenpolitik zu-
sammenlaufen; wie es nicht nur 
keinen Widerspruch zwischen unse-
rer europäischen und unserer ame-
rikanischen Berufung gibt, sondern 
es möglich ist, dass Spanien einen 
wesentlichen Beitrag zu diesem 
neuen Dialog, den Spanien schon 
immer, nicht nur in Europa, son-
dern auch in Amerika, verfochten 
hat, leistet“ (Revista de Estudios In-
ternacionales, 2, 1985: 514). 
Aber auch wenn ein Großteil der Er-
folge im Verhältnis zwischen der 
EWG und Lateinamerika Spanien zu 
verdanken ist, so sollte dies nicht, 
wie meist üblich, so interpretiert 
werden, als ob der Beitritt Spaniens 
der verstärkende Faktor für die 
Verbindungen zwischen beiden Sei-
ten des Atlantiks gewesen sei. Zum 
einen, weil dies hieße, den Einfluss 
Spaniens in der Gemeinschaft  zu 
überschätzen, und zum anderen, 
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weil das Interesse Europas an 
Lateinamerika seit Anfang der 80er 
Jahre erheblich zugenommen hatte, 
was dann auch zur Verbesserung 
und zum Ausbau der Beziehungen 
führte. Der Abgang der Militärdikta-
turen, die sandinistische Revolution, 
der Krieg im Südatlantik (Falk-
land/Malvinas), die Schuldenkrise 
etc. weckten das Interesse an der 
Region. Insbesondere Frankreich 
und Deutschland zeigten große 
Sensibilität gegenüber der Zentral-
amerikakrise. Im Falle Deutschlands 
führte dies zu sehr konkreten, spe-
ziell auf Lateinamerika bezogenen 
politischen Aktivitäten. So etwas 
hatte es vorher praktisch nicht ge-
geben, und mit den Umbrüchen in 
Osteuropa verschwand es auch 
wieder. 
Man kann auch nicht ignorieren, 
dass neben Spanien viele andere 
Instrumente existieren, die Latein-
amerika mit Europa verbinden. Von 
großer Bedeutung sind die durch 
die politischen Parteien, die Ent-
wicklungszusammenarbeit, die Stif-
tungen und andere Akteure etab-
lierten Bindungen. 
Zudem war das Argument einer 
Sonderbeziehung zwischen Spanien 
und Lateinamerika mit einigen 
grundlegenden Hindernissen kon-
frontiert: Die wirtschaftliche Dimen-
sion der „besonderen Beziehungen“ 
zwischen Spanien und Lateinameri-
ka war äußerst begrenzt. Die latein-
amerikanischen Staaten erhofften 
sich aber von Europa vor allem 
Handels- und finanzielle Vorteile, 
und in dieser Hinsicht konnte Spa-
nien keine besonders große Rolle 
spielen.  
Zusammenfassend: „Das Gewicht 
und der Einfluss Spaniens in Latein-
amerika finden kein Äquivalent in 
seinem wirtschaftlichem Gewicht 
und Einfluss. Diese Tatsache kann 
einige Probleme der Lateinamerika-
politik Spaniens erklären und den 
engen Handlungsspielraum spani-
scher Initiativen bewusst machen, 
die auf eine Veränderung der Be-
ziehungen zwischen der Europäi-
schen Gemeinschaft und Latein-
amerika abzielen, welche an dem 
gleichen Ungleichgewicht zwischen 
politischer und wirtschaftlicher Ebe-
ne kranken“ (Del Arenal 1994: 
108). 
Schließlich – und dies ist zwei-
felsohne ein entscheidender Aspekt 
– brauchten die spanischen Regie-
rungen nicht lange um zu merken, 
dass eine Stärkung der Bindungen 
zwischen der EU und Lateinamerika 
Not tat. Allerdings nur bis zu einem 
gewissen Punkt. Nämlich so weit, 
bis die Region Teil der Außenpolitik 
der Gemeinschaft werden würde. 
Aber dabei durfte die Schwelle nicht 
überschritten werden, durch die die 
Autonomie Spaniens bei seinen 
Kontakten zu Lateinamerika ge-
fährdet würde, weil ansonsten sein 
Kapital im Sinne politischen Einflus-
ses sowohl in Lateinamerika als 
auch innerhalb der EWG/EU ge-
schmälert würde.  
Der Beitritt Spaniens und die Beto-
nung Lateinamerikas in seiner Ge-
meinschaftspolitik diente somit le-
diglich als Impuls zur Vervielfa-
chung der zwischen Europa und La-
teinamerika bereits bestehenden 
Kontakte. Wenn Lateinamerika ei-
nen größeren Verhandlungsspiel-
raum gegenüber der EWG/EU errei-
chen konnte, so lag das an der er-
höhten Sensibilität, die bereits vor-
her in Europa bezüglich der latein-
amerikanischen Probleme existierte, 
an der von den Regierungen Spa-
niens vertretenen Politik sowie an 
der Tatsache, dass Madrid es ver-
stand, die Seinen in Schlüsselpos-
ten der gemeinschaftlichen Ent-
scheidungsfindung gegenüber Dritt-
ländern zu bringen.  
Allerdings bestand das Ziel Spa-
niens auf dieser Ebene darin, den 
lateinamerikanischen Ländern über 
eine Vermehrung der Kontakte zwi-
schen der EWG/EU und Lateiname-
rika wirtschaftliche Sicherheiten zu 
bieten und sie in die vornehmlichen 
Bereiche der europäischen Außen-
Der Beitritt Spa-
niens und die Be-
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beziehungen einzubringen, was 
damals eine Stärkung Spaniens mit 
sich brachte und auf diese Weise 
einen beachtlichen Einfluss auf die 
wirtschaftlichen und politischen 
Schichten des Landes hatte (Maqrch 
Pijol 1997: 15).  
In dem Maße, wie die Qualität der 
Verbindungen mit anderen, mächti-
geren Ländern für Lateinamerika 
eine strategische Frage und Spa-
nien von begrenztem Interesse war, 
bemühte sich Madrid darum, die 
Beziehungen in eine Dreieckskons-
tellation unter Einbeziehung Spa-
niens zu überführen, um seine ei-
gene strategische Position innerhalb 
der transatlantischen Verzahnungen 
zu optimieren. Dies ist auch der 
Grund dafür, dass sich nach dem 
EG-Beitritt Spaniens allgemeine Ab-
sichtserklärungen häuften, ohne 
dass sich de facto etwas an der 
nachgeordneten Stellung der latein-
amerikanischen Länder für die EG 
geändert hätte. Allerdings muss 
man anerkennen, dass es Spanien 
gelang, die politischen Beziehungen 
zwischen der EG und Lateinamerika 
zu intensivieren. Auch wenn das 
vielleicht nicht ihr Ziel gewesen sein 
mag, so verwandelten die spani-
schen Regierungen ihr Land schließ-
lich doch zu einer neuen Brücke in-
nerhalb der Dreiecksbeziehung EG-
Spanien-Lateinamerika. 
Die Europäisierung der  
Außenbeziehungen 
Der Versuch, die Beziehungen zwi-
schen Spanien und Lateinamerika 
konkreter auszugestalten, stieß auf 
eine zusätzliche Schwierigkeit: Die 
zahlreichen Veränderungen, die sich 
innerhalb Spaniens und auf interna-
tionale Ebene ergaben, veränderten 
ein ums andere mal die Rahmenbe-
dingungen, innerhalb derer sich die-
se Beziehungen abspielten. Nach 
dem Tod General Francos begann in 
Spanien eine Phase des Übergangs 
zur Demokratie, was sich auch in 
einer Umorientierung der auswärti-
gen Politik äußerte. Als sich dieser 
Prozess dann in einer mehr oder 
weniger fortgeschrittenen Phase be-
fand, trat Spanien der EG bei, was 
tiefgreifende interne Reformen und 
eine Neubestimmung seiner inter-
nationalen Politik implizierte. Im Be-
reich der auswärtigen Politik tauchte 
eine bis dahin praktisch unbekannte 
multilaterale Dimension auf. Als 
man dann glaubte, Spanien habe 
sich „normalisiert“ und sei ein voll-
ständig in die Gemeinschaft integ-
riertes Land, kam es zum Ende des 
Kalten Krieges. Dadurch ergab sich 
ein radikaler Umbruch des interna-
tionalen Systems, und in einigen 
europäischen Hauptstädten, zu de-
nen auch Madrid gehörte, stellte 
sich eine Art „Marginalisierungssyn-
drom“ ein. In den 90er Jahren folg-
te das ehrgeizige Projekt einer ein-
heitlichen europäischen Währung, 
was für ein Land mittlerer Entwick-
lung wie Spanien bedeutete, dass 
ein großer Teil seiner internationa-
len Agenda durch die neuen Pläne 
der Gemeinschaft in Anspruch ge-
nommen wurde. In jüngster Zeit 
führten dann die Terroranschläge 
gegen das World Trade Center und 
das Pentagon zu einschneidenden 
Veränderungen des internationalen 
Systems mit tief greifenden geopoli-
tischen Transformationen. Auch für 
die Beziehungen zwischen Spanien 
und Lateinamerika ergab sich damit 
erneut ein veränderter Handlungs-
rahmen. 
Die Veränderung, die die spanische 
Außenpolitik in den neunziger Jah-
ren am direktesten betraf, war die 
Konsolidierung der europäischen In-
tegration. Durch die Verabschie-
dung des Unionsvertrags dehnte 
sich die Integration auf neue Berei-
che aus. Der Unionsvertrag machte 
die Gemeinsame Außen- und Si-
cherheitspolitik (GASP) in seinem 
Fünften Kapitel zu einer Säule der 
Europäischen Union. Der Vertrag 
definierte eine Reihe von Werten, 
die durch die GASP verteidigt und 
gefördert werden sollen, hinsichtlich 
der zu ihrer Umsetzung notwendi-
gen Instrumente machte man je-
In dem Maße, wie 
die Qualität der 
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doch kaum Fortschritte. Dies hatte 
zweierlei Konsequenzen:  
Einerseits wurde die Bindung der 
europäischen Politik an grundlegen-
den Werten gestärkt. „Die Beto-
nung der Diplomatie anstelle von 
Zwangsinstrumenten, die zentrale 
Rolle der Vermittlung bei der Lö-
sung von Konflikten, die Bedeutung 
langfristiger wirtschaftlicher Lösun-
gen für politische Probleme und die 
Notwendigkeit der Völker, ihr 
Schicksal selbst zu bestimmen – all 
das widerspricht den Normen einer 
Supermacht-Politik“ (Hill/Wallace 
1996: 9). Daher sind auch in Afrika, 
Asien und Lateinamerika derart 
große Erwartungen entstanden, die 
Europäische Union könne sich zu 
einem Akteur wandeln, der sich 
entschiedener an der Gestaltung 
des internationalen Systems betei-
ligt.  Andererseits schuf das Fehlen 
angemessener Handlungsinstru-
mente eine Lücke zwischen den 
geweckten internationalen Erwar-
tungen und den tatsächlichen Mög-
lichkeiten der Gemeinschaft zur Re-
alisierung der GASP (Hill 1993). 
Die GASP zeichnet sich dadurch 
aus, dass Entscheidungen einstim-
mig getroffen werden, was es prin-
zipiell möglich macht, dass jedes 
Land eine gemeinsam abgespro-
chene Aktion blockieren kann. Die 
Kommission verfügt kann im Rah-
men der GASP selbst die Initiative 
ergreifen. Das Europäische Parla-
ment muss von der Präsidentschaft 
der Union informiert werden und 
darf Empfehlungen aussprechen. 
Aber im Gegensatz zu anderen Be-
reichen der Union liegt die Verant-
wortung für die Umsetzung der Au-
ßenpolitik nicht bei der Kommission. 
Ebenso wenig ist das Parlament an 
der Entscheidungsfindung im Rah-
men der GASP beteiligt. Der Maast-
richter Vertrag verpflichtete die Mit-
gliedsstaaten dazu, gemeinsame 
Positionen zu finden. Diese werden 
nach ihrer Vereinbarung für die ein-
zelnen Länder bindend.  
Eine Reihe von Faktoren sind dafür 
verantwortlich, dass die Außenpoli-
tik nach wie vor mehrheitlich an ei-
ne intergouvernementale Dimensi-
on gebunden ist. Dies erklärt sich 
insbesondere aus der starken Inte-
ressenheterogenität der Mitglieds-
länder. Hinzu kommt die jeweils un-
terschiedliche Bedeutung, die be-
stimmten externen Akteuren zuge-
wiesen wird. So verfolgten einige 
EU-Staaten mit der GASP das Ziel, 
den Einfluss der USA auf europäi-
sche Angelegenheiten zu reduzie-
ren, während andere in der Präsenz 
Washingtons einen Gleichgewichts-
faktor für den Alten Kontinent se-
hen, der eventuelle hegemoniale 
Anwandlungen europäischer Staa-
ten bremst. Ferner besteht nicht 
immer ein deutliches Interesse dar-
an, dass die für ein Mitgliedsland 
wichtigen Regionen oder Themen 
auch in die Gemeinschaftseinrich-
tungen einzubeziehen, denn dies 
kann zu Autonomieeinbußen füh-
ren.  
Sowohl die Erfahrung der GASP als 
auch die den großen Reformen der 
vergangenen Jahre zugrunde lie-
gende Logik bestätigen die Vorherr-
schaft der Staaten bei der Definition 
der EU-Außenpolitik. Grundlegende 
Themen werden in intergouverne-
mentalen Instanzen ausgehandelt. 
Es besteht allerdings immer mehr 
Einigkeit darüber, dass es sich dabei 
nicht um einen Staat entsprechend 
der Definition der realistischen 
Schule handelt, sondern um „einen 
aktiven, lernfähigen Staat, der in 
der Lage ist, sich entsprechend der 
institutionellen Einschränkungen 
und Möglichkeiten und der weit 
entwickelten Richtlinien, die ihm die 
Europäische Union anbietet, anzu-
passen und zu verändern“ (Smith 
1996: 10). 
Der Entscheidungsprozess hat sich 
mittlerweile zu dem entwickelt, was 
Keohane und Hoffmann als „supra-
nationalen Intergouvernementalis-
mus“ bezeichnen, wobei sich „sup-
ranational“ „ausschließlich auf die 
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Entscheidungsfindung nach Mehr-
heiten, auf das Primat des Gemein-
schaftsrechts gegenüber dem ein-
zelstaatlichen Recht und auf die 
Überwachung der Gemeinschafts-
aktivitäten durch den Gerichtshof 
bezieht und ’Supranationalität’ nicht 
– wie dies der frühe Neofunktiona-
lismus getan hat – mit dem födera-
len Ziel gleichgesetzt wird“ (zitiert 
nach Salomon 1999: 213). 
Diese These trifft vollständig auf die 
Analyse der GASP zu. Die Staaten 
üben zwar durch den Rat weiterhin 
die größte Entscheidungsmacht aus, 
aber die EU hat mit dem Amster-
damer Vertrag ihre Funktionen er-
weitert: mittels einer größeren Kon-
trollmacht von Seiten des Parla-
ments; durch die Schaffung einer 
der Kommission zugeordneten In-
stitution (der Behörde I A, die mit 
der Verfolgung der GASP beauftragt 
ist); und durch die Designierung ei-
nes Mister GASP in der Person von 
Javier Solana, dessen Aufgabe darin 
besteht, zur Formulierung, Entwick-
lung und Umsetzung politischer 
Entscheidungen beizutragen, im 
Namen des Rates und auf Antrag 
der Präsidentschaft  zu handeln den 
politischen Dialog mit Drittländern 
zu führen. 
Das große Paradoxon, mit dem sich 
Europa konfrontiert sieht, besteht 
aber darin, dass die Beziehungen 
zwischen den einzelnen Staaten 
und den Organen der Gemeinschaft 
komplexer geworden sind, da es in 
den 90er Jahren gleichermaßen zu 
einer Stärkung der EU-Institutionen 
und der Mitgliedsstaaten kam. „Eu-
ropa“, darauf wies vor einiger Zeit 
der damalige italienische Außenmi-
nister Lamberto Dini hin, „lehrt uns, 
dass die Souveränität in Form der 
Supranationalität wiedergeboren 
wird, im Rahmen einer auf Interde-
pendenz und Gegenseitigkeit basie-
renden internationalen Zusammen-
arbeit“ (Dini 1998). 
Die Dynamik des europäischen In-
tegrationsprozesses zeigt, dass die-
se Integration nicht als Nullsum-
menspiel interpretiert werden darf. 
Vielmehr ließe sich mit Paul Taylor 
sagen, dass sich Staat und EWG/EU 
in der Entwicklungsmechanik der 
Gemeinschaft gegenseitig stärken: 
„Je größer das Ausmaß des Inter-
gouvernementalismus, desto höher 
der tolerierbare Grad an Integrati-
on; je höher der Grad an Integrati-
on, desto stärker sind die Manifes-
tationen des Intergouvernementa-
lismus“ (Taylor 1996: 25).  
Aus dieser Perspektive lassen sich 
verschiedene Dimensionen der ge-
meinsamen europäischen Außenpo-
litik unterscheiden. Die EU-Organe 
verfügen nur im Bereich des Han-
dels und der Entwicklungszusam-
menarbeit über direkte Kompetenz 
in internationalen Fragen, was diese 
Strategien an die supranationale 
Logik bindet. Die GASP bildet eine 
andere Komponente, sie wird auf 
der Grundlage von zwischenstaatli-
chen Verhandlungen umgesetzt, 
wodurch sich für die Durchsetzung 
nationaler Präferenzen durch die 
Mitgliedsländer große Möglichkeiten 
bieten. Zudem besteht auch weiter-
hin eine im Wesentlichen bilaterale 
Dimension der Außenbeziehungen 
der Mitgliedsstaaten.  
In diesem Sinne haben die Fort-
schritte beim Aufbau der Gemein-
schaft neben der Übertragung zahl-
reicher Funktionen auf die suprana-
tionalen Organe gleichzeitig eine 
Reihe von Zwischenräumen offen 
gelassen, durch die die Mitglieds-
staaten ihre jeweiligen Interessen 
durchsetzen und ihre Außenpolitik 
führen. Die Integration ist in diesem 
Bereich als Positivsummenspiel zu 
verstehen: Die Vergemeinschaftung 
führt zu einer Stärkung der Rolle 
der einzelnen Staaten, und zwar 
sowohl innerhalb der EWG/EU als 
auch in Funktion der Dynamik des 
Integrationsprozesses selbst. Zum 
Verständnis dieses Punktes müssen 
wir einige Konzepte heranziehen, 
die uns die Verschiedenartigkeiten 
in der Dialektik Staat vs. Supranati-
Die Dynamik des 
europäischen In-
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onalität im Falle Europas vor Augen 
führen.  
Die Spannungen, die sich aus der 
wirtschaftlichen Integration und aus 
den intergouvernementalen Pers-
pektiven im Bereich der Außenpoli-
tik ergeben, lassen sich zum Teil 
durch die Einführung zweier neuer 
Konzepte auflösen: das Konzept der 
Vergemeinschaftung und das der 
Europäisierung. Hilfreich ist auch ein 
Verzicht auf den stark wertenden 
und ideologisch belasteten Begriff 
des nationalen Interesses, der zu-
dem im Kontext der Integration und 
noch mehr in einer Welt, in der 
zahlreiche internationale Ziele und 
Inhalte von den Staaten neu defi-
niert werden, wirkungslos ist. Statt-
dessen sprechen wir von internatio-
nalen Präferenzen. Dabei handelt es 
sich um ein weniger rigides Kon-
zept, das flexibler an die neuen in-
ternationalen Rahmenbedingungen 
angepasst werden kann.  
Die Vergemeinschaftung im Sinne 
einer Übertragung von Souveränität 
auf die supranationalen Organe ist 
eine operative Kategorie für den 
wirtschaftlichen und finanziellen Be-
reich. Der Schwerpunkt der Macht 
in diesen Bereichen hat sich ten-
denziell hin zu den supranationalen 
Institutionen verschoben. Die Staa-
ten mussten die Übertragung eines 
Teils ihrer Souveränität auf Ge-
meinschaftsorgane akzeptieren. Be-
stimmte regionale und internationa-
le Präferenzen werden nur noch in 
diesem Rahmen befriedigt. Das 
Konzept der Europäisierung spielt 
auf die in den anderen beiden Säu-
len des Unionsvertrages vorherr-
schenden Integrationsmodalitäten 
an. In diesen Bereichen hat man 
grundsätzlich nicht auf Souveränität 
zugunsten der Gemeinschaftsorga-
ne verzichtet. In diesem Sinne lässt 
die Europäisierung  die Möglichkeit 
einer eventuellen späteren Übertra-
gung von Kompetenzen auf die EU 
offen. Sie unterstreicht aber gleich-
zeitig für außenpolitische Fragen 
den Erhalt eines hohen Ausmaßes 
an staatlicher Souveränität (Mosris-
se-Schilbach 1999). 
Die Außenpolitik europäisiert sich, 
wenn sich die EWG/EU für alle Mit-
gliedsstaaten zu einem internatio-
nalen System wandelt, das es ihnen 
erlaubt, einen bedeutsamen Teil ih-
rer nationalen Präferenzen zu arti-
kulieren, zu realisieren und auf die 
internationale Ebene zu projizieren. 
Im Prinzip handelt es sich bei au-
ßenpolitischen Verhandlungen nicht 
um ein Nullsummenspiel, denn die 
„Renationalisierung“ der internatio-
nalen Präferenzen kann die Autori-
tät der Europäischen Union auf in-
ternationalem Parkett erhöhen. In 
diesem Sinne stärkt die Europäisie-
rung die Rolle des Staates und er-
möglicht das Erreichen von Zielen, 
die sich nur schwerlich im Allein-
gang schaffen ließen. 
Europäisierung als „interne 
Außenpolitik“ 
Wir können verschiedene Arten der 
Europäisierung unterscheiden. Auf 
der einen Seite drückt sie sich in ei-
ner EU-internen Außenpolitik aus, 
durch die Mitgliedsstaaten innerhalb 
der Gemeinschaft bestimmte Ziele 
verfolgen und so ihre internationale 
Positionierung verändern. Für ein 
Land wie Spanien bedeutet die Eu-
ropäisierung ein Mittel zur Maximie-
rung des Schutzes, den eine mäch-
tigere Gruppe bietet, und erhöht 
gleichzeitig die Möglichkeit, Einfluss 
auf die größeren Partner auszu-
üben. Für die spanische Politik ist 
die Einbindung in die Gemein-
schaftsstrukturen ein Ziel an sich. 
Die EU ist der Markt, auf dem Spa-
nien zwei Drittel seines Außenhan-
dels abwickelt. Als Land mittlerer 
Entwicklung profitiert es von finan-
ziellen und technologischen Res-
sourcentransfers. Europa ist der 
Herkunftsort der meisten ausländi-
schen Direktinvestitionen in Spa-
nien, und die EU-Mitgliedschaft hilft 
Spanien, sein internationales Anse-
hen zu verbessern.  
Die EU ist der 
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Die spanische Politik gegenüber La-
teinamerika wird in dem Maße zu 
einer internen Außenpolitik, wie die 
besondere Beziehung zu den Län-
dern des amerikanischen Konti-
nents die Verhandlungsstärke Spa-
niens innerhalb der EU maximiert. 
Die Lateinamerika-Politik Spaniens 
war in hohem Maße durch die tief 
greifenden Veränderungen auf dem 
europäischen Kontinent im Zuge 
des Falls der Berliner Mauer moti-
viert. Die Intensivierung der Bezie-
hungen mit den Ländern des „ande-
ren“ Europa erhöhte die Furcht Spa-
niens vor einer Ausgrenzung aus 
dem europäischen Konzert. In die-
sem Sinne wurde Lateinamerika 
zum Bestandteil einer von Madrid 
eingesetzten Strategie, um sich ei-
nen gewissen Einfluss auf die Agen-
da der Gemeinschaft zu erhalten. 
„Seit der durch das Ende des Kalten 
Krieges hervorgerufenen Wende 
von 1989 ist es zu einer Umorien-
tierung der spanischen Diplomatie 
gekommen. Zum einen bemüht 
sich Spanien innerhalb der EPZ um 
eigenen Spielraum, zum anderen 
definiert es ganz deutlich eine eige-
ne Agenda (Mittelmeer und Latein-
amerika), die von der prioritären 
Agenda der EPZ (Mittel- und Osteu-
ropa) abweicht.  Die spanische Dip-
lomatie handelt angetrieben von 
zwei Faktoren: dem Streben nach 
einem höheren internationalen Sta-
tus (Mittelmacht) und der Eigen-
wahrnehmung, im Neuen Europa 
ein peripheres Land zu sein“ (Barbé 
1996). 
Ein Beispiel dafür findet sich auch in 
der Idee einer iberoamerikanischen 
Gemeinschaft. Damit wurde die E-
tablierung eines iberoamerikani-
schen Raumes vorgeschlagen, aus 
dem im Laufe der Zeit eine echte 
Gemeinschaft werden könnte. Diese 
Gemeinschaft wurde nicht als In-
tegrationsprozess oder als wirt-
schaftliches oder politisches Bündnis 
konzipiert, sondern als Konzertie-
rung zwischen Ländern mit einer 
gemeinsamen Geschichte, Sprache 
und Kultur. Ziel ist es, die wirt-
schaftliche und kulturelle Interde-
pendenz zu fördern, die Demokratie 
zu stärken und die gemeinsame Po-
sition der beteiligten Länder auf in-
ternationaler Ebene zu verbessern.  
Die iberoamerikanischen Gipfeltref-
fen haben das Aufkommen dieser 
neuartigen und in der Vergangen-
heit nicht existenten Form von Be-
ziehungen stimuliert. Die sich dar-
aus ergebenden regelmäßigen Kon-
takte haben es Spanien ermöglicht, 
seinen Handlungsradius auf dem 
amerikanischen Kontinent zu ver-
größern. Sie haben darüber hinaus 
zur Herausbildung eines iberoame-
rikanischen Raums in spezifischen 
Bereichen geführt. Trotz der politi-
schen Bedeutung der Gipfeltreffen 
war allerdings in den letzten Jahren 
eine gewisse Erschöpfung dieser 
Zusammenkünfte festzustellen.  
Dafür gibt es mehrere Gründe. Aus 
dem Blickwinkel der spanischen Au-
ßenpolitik existiert das Thema Ibe-
roamerika nur im Hinblick auf die 
Gipfeltreffen, es ist nicht Bestandteil 
einer wirklichen Staatspolitik. „Die 
spanische Außenpolitik gegenüber 
Iberoamerika war traditionell nicht 
einschließend in dem Sinn, dass die 
Interessen der Länder und Zivilge-
sellschaften Iberoamerikas einbe-
zogen worden wären. All dies hat 
einen rhetorischen Diskurs hervor-
gebracht, dem es bisweilen an 
praktischem Sinn mangelt und der 
für ein gewisses Unverständnis ge-
sorgt hat“ (Mallo 1998: 104; vgl. 
auch Rojas Aravena 2000).  
Madrid weist den Beziehungen mit 
Lateinamerika einen in hohem Ma-
ße funktionalen Charakter zu: Es 
handelt sich dabei um einen Me-
chanismus, durch den Madrid seine 
Rolle als natürlicher Gesprächspart-
ner zwischen Europa und Amerika 
stärkt und seine zentrale Rolle in-
nerhalb der Dreiecksbeziehung auf-
rechterhält. Dadurch kann Spanien 
seinen Handlungsspielraum auf in-
ternationaler Ebene vergrößern und 
Die iberoamerika-
nischen Gipfel-
treffen haben das 
Aufkommen die-
ser neuartigen 
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seine Verhandlungskapazität inner-
halb der EU erhöhen.  
Derselbe Umstand lässt sich in der 
Logik der spanisch-lateinamerikani-
schen Wirtschaftsbeziehungen beo-
bachten. Lateinamerika ist zu einem 
Hauptziel im Internationalisierungs-
prozess der spanischen Unterneh-
men geworden. Diese haben dabei 
von den wirtschaftlichen Umbrü-
chen und der Privatisierung staatli-
chen Unternehmen profitiert, die 
seit Mitte der achtziger Jahre in der 
Region stattgefunden haben. 
Die vielfältigen Kontakte mit Latein-
amerika haben Spanien zahlreiche 
Möglichkeiten für eine beschleunigte 
Internationalisierung seiner Unter-
nehmen eröffnet. So betont Pedro 
Luis Uriarte, stellvertretender Vor-
sitzender und geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der Banco Bilbao 
Vizcaya (BBV), mit Blick auf die Fi-
nanzkrise, die Lateinamerika in den 
Jahren 1998 und 1999 heimsuchte, 
man werde in der Region bleiben, in 
der über 3 Milliarden Dollar inves-
tiert wurden, weil es sich dabei um 
Anlagekapital handele. „Mit den 3 
Milliarden Dollar, die wir in Südame-
rika investiert haben, hätten wir 
nicht einmal 1 % eines europäi-
schen Marktes wie Italien erwor-
ben“ (El País, 21.9.1998). Gleiches 
lässt sich hinsichtlich des Nutzens 
beobachten, der Kuba zugeschrie-
ben wird. In diesem Land haben 
kleine und mittelständische Betriebe 
eine besondere Rolle gespielt. Ge-
mäß Schätzungen des Verbandes 
Spanischer Unternehmer auf Kuba 
beliefen sich die ausländischen Di-
rektinvestitionen Spaniens 1995 auf 
ca. 12 Milliarden Peseten (rund 72 
Millionen Euro). Der größte Teil die-
ser Investitionen wurde durch klei-
ne und mittlere Unternehmen getä-
tigt, für die Kuba oft die erste Aus-
landserfahrung darstellte und die 
später in Ländern wie Mexiko, Ar-
gentinien und Marokko investierten 
(Valencia 1999: 93). 
Auch die Beziehungen zu Latein-
amerika werden dadurch geprägt, 
dass sich die spanische Außenpolitik 
in einer doppelten Dynamik des Bi-
lateralismus und des  gemeinschaft-
lichen Multilateralismus befindet. So 
erhält auch die spanische Latein-
amerika-Politik neue Impulse, wenn 
die EU beispielsweise Abkommen 
mit lateinamerikanischen Ländern 
abschließt. Dazu gehören das inter-
regionale Abkommen Europäische 
Union – Mercosur und die Verträge 
zwischen der EU und Mexiko bzw. 
Chile. Der Mercosur hat sich im 
Hinblick auf Handel und Investitio-
nen zum bevorzugten Partner der 
EU und Spaniens in Lateinamerika 
entwickelt. Die Handelsbeziehungen 
zu den Mitgliedsländern des Merco-
sur (Brasilien, Argentinien, Uruguay 
und Paraguay) und dem assoziier-
ten Partner Chile entsprachen 1997 
56,8% der spanischen Exporte nach 
Lateinamerika und 54,4% seiner 
Importe aus der Region. Der Mer-
cosur ist zu einem strategischen 
Ziel im Rahmen der spanischen 
Bemühungen um die Erschließung 
neuer Märkte geworden. Spanien 
wiederum hat sich in einen zentra-
len Akteur der europäisch-latein-
amerikanischen Handelsbeziehun-
gen verwandelt und bemüht sich 
darum, die zukünftigen Beziehun-
gen EU-Mercosur nach seinen Vor-
stellungen mitzugestalten. 
Europäisierung als  
„externe Außenpolitik“ 
Die Europäisierung ist insofern eine 
der EWG/EU externe Außenpolitik, 
als sie die Multilateralisierung politi-
scher und wirtschaftlicher Themen 
von internationaler Tragweite er-
möglicht, die Bedingungen für eine 
Annäherung der Außenpolitiken der 
Mitgliedsstaaten schafft und damit 
die Divergenzen und Konflikte redu-
ziert. Die Europäisierung spiegelt 
sich als „Maximierung“ der interna-
tionalen Positionierung, beispiels-
weise wenn ein Land seine 
Verhandlungskapazitäten auf 
internationaler Ebene aufgrund 
seiner Mitgliedschaft in der EU stei-
gert. 
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Dies ist bei Spanien der Fall, das 
gegenüber den Ländern Lateiname-
rikas im doppelten Sinne an Presti-
ge gewann: als Modell des demo-
kratischen Übergangs und vor allem 
als neue Schnittstelle zwischen La-
teinamerika und der EU. Anderer-
seits hat das besondere Verhältnis 
zu Lateinamerika die Verhand-
lungsposition Madrids innerhalb der 
EU gestärkt. 
Die großen Investitionen, die Spa-
nien in Lateinamerika getätigt hat, 
sind ein gutes Beispiel für diese 
Tendenz. Wie aus Tabelle 2 hervor-
geht, haben die Auslandsdirektin-
vestitionen in den Beziehungen 
Spaniens zu Lateinamerika eine 
wichtige Rolle gespielt. Spanische 
Investoren interessieren sich vor al-
lem deshalb für Lateinamerika, weil 
mit der Region enge wirtschaftliche 
und politische Beziehungen existie-
ren, was ihnen die Möglichkeit er-
öffnet, ihre internationale Präsenz 
langfristig zu festigen. Die spani-
schen Direktinvestitionen in Latein-
amerika fließen nicht in erster Linie 
in die Ausbeutung von Rohstoffen. 
Sie sind von dem Wunsch geleitet, 
neue Märkte zu erschließen.  
Wichtigstes Motiv für die umfang-
reichen Direktinvestitionen in La-
teinamerika ist jedoch, durch die In-
ternationalisierung der Unterneh-
men deren Effizienz und Wettbe-
werbsfähigkeit zu steigern. Das In-
teresse der Investoren galt insbe-
sondere dem Finanz-, Transport- 
und Kommunikationssektor. Minis-
ter Josep Piqué stellt dazu fest: „In 
der derzeitigen Internationalisie-
rungsphase der spanischen Wirt-
schaft sticht nicht nur der enorme 
Anstieg der spanischen Investitio-
nen im Ausland hervor (6,2 Billio-
nen Peseten 1999), sondern die be-
deutsame Konzentration dieses An-
stiegs in den Ländern Iberoameri-
kas (4 Billionen Peseten), wo die 
spanischen Unternehmen mit 53 % 
der gesamten Auslandsinvestitionen 
in der Region noch vor den USA an 
erster Stelle der Investoren stan-
den“ (Piqué 2001: 64).  
Europäisierung als  
„gebrochene Außenpolitik“ 
Das Konzept der Europäisierung 
drückt sich auch in einer durch die 
EWG/EU gebrochenen Außenpolitik 
aus. Dies ist dann der Fall, wenn ein 
Mitgliedsland die Kanäle der Ge-
meinschaft nutzt, um seine Ver-
handlungsmacht zu maximieren 
oder um eine politische Orientierung 
beizubehalten, die mit nationalen 
Mitteln allein nicht zu halten wäre. 
In diesem Sinne hat die Lateiname-
rika-Politik Spaniens eine Reihe von 
Erwartungen in der Region geschürt 
(Intensivierung der Verbindungen 
zu anderen europäischen Ländern 
über Spanien), die unmöglich ge-
wesen wären, wenn Spanien nicht 
Mitglied der Gemeinschaft wäre. 
Durch seine kulturellen und politi-
schen Bindungen mit Lateinamerika 
ist es Spanien gelungen, die traditi-
onelle Prädisposition der lateiname-
rikanischen Länder zu einer Intensi-
vierung ihrer Beziehungen mit 
Deutschland (der großen europäi-
Tabelle 2: Spanische Auslandsinvestitionen nach Regionen (in %) 
 1998 1999 2000 
EU 27,9 34,5 48,8 
Europa ohne 
EU 
1,8 2,9 4,0 
USA 7,8 0,7 7,9 
Mittel- und 
Osteuropa  
0,39 0,23 1,93 
Afrika 1,2 0,41 0,2 
Lateinamerika 56,3 57,5 33,8 
Asien ohne  
Japan 
0,5 0,5 0,1 
Quelle: Dirección General de comercio e inversiónes. Ministerio de Economía. 
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schen Industriemacht), Großbritan-
nien (dem traditionellen Investor in 
der Region) und Frankreich verblas-
sen zu lassen.  
Spanien bricht seine Außenpolitik an 
der EU, indem es dafür sorgt, seine 
Beziehungen zu Lateinamerika mit 
einem wirtschaftlichen Inhalt zu 
versehen, was nicht nur zum größ-
ten Teil der Natur der EU entspricht, 
sondern auch mit dem überein 
stimmt, was Lateinamerika sich von 
den  Beziehungen mit dem Alten 
Kontinent erhofft. „Natürlich“, 
schreibt der damalige spanische 
Außenminister Morán, „bedeutet 
dies eine qualitative Veränderung 
der Beziehung Spaniens mit Latein-
amerika. Eine Beziehung, die sich 
mittlerweile von der leicht inhalts-
leeren Rhetorik, die noch bis vor ei-
nigen Jahren unsere Beziehungen 
beherrschte, entfernt hat, die ein 
Wiederaufleben unserer traditionel-
len Verbindungen ermöglicht und 
diese im Wirtschafts-, Finanz-, Un-
ternehmens- und Technologiesektor 
mit neuer Kraft versehen hat. Die 
spanische Politik gegenüber Latein-
amerika weist heute Profile auf, die 
noch bis vor kurzem ganz und gar 




Bei der Europäisierung kann es sich 
auch um die Internalisierung einer 
homogenisierten Außenpolitik der 
EWG/EU in Beziehung auf die Hal-
tung, die einige Länder außerhalb 
der Gemeinschaft einnehmen (z.B. 
die USA), handeln. In diesem Fall 
werden die Positionen der Gemein-
schaft nicht nur ausgehend von den 
Präferenzen und Positionen der Mit-
gliedsländer umgesetzt, sondern 
auch beeinflusst durch Faktoren 
bzw. Akteure außerhalb der Ge-
meinschaft. Unter bestimmten Um-
ständen führt dies zur Verabschie-
dung Gemeinsamer Standpunkte 
durch die Mitgliedsländer. In diesem 
Fall muss die spanische Lateiname-
rikapolitik nicht nur den institutio-
nellen Rahmen der Gemeinschaft 
berücksichtigen, sondern auch den 
Einfluss eines derart mächtigen 
Landes wie den USA.  
Dies erklärt zumindest teilweise die 
ständigen Schwankungen der von 
den verschiedenen sozialistischen 
Regierungen Spaniens verfolgten 
Lateinamerikapolitik. Unter Führung 
des ersten sozialistischen Außenmi-
nisters Fernando Morán wurde in 
den Jahren 1982 bis 1986 versucht, 
die Beziehungen zu den nicht euro-
päischen Ländern zu verbessern. 
Gegenüber den USA verteidigte 
man eine größere Äquidistanz (Mo-
rán 1984). Sein Nachfolger Francis-
co Fernández Ordóñez vertrat zwi-
schen 1986 und 1993 die Idee einer 
größeren Konvergenz zwischen der 
lateinamerikanischen und der euro-
päischen Politik und plädierte dafür, 
die lateinamerikanischen Angele-
genheiten im Rahmen der Gemein-
schaftsorganisationen stärker in den 
Mittelpunkt zu rücken. Während der 
Amtszeit von Javier Solana bestand 
diese Orientierung fort. 
Die Beziehungen der EU und Spa-
niens zu Lateinamerika berücksich-
tigen den geopolitischen Bruch, der 
auf dem amerikanischen Kontinent 
existiert: Die Region des Großkari-
bischen Beckens, – es umfasst das 
nördliche Südamerika sowie Mittel-
amerika mit Ausnahme Kubas – be-
findet sich innerhalb des geopoliti-
schen Designs der USA und die dort 
liegenden Staaten unterhalten enge 
Verbindungen zur Macht im Norden. 
Das restliche Südamerika und vor 
allem der Cono Sur ist dagegen ei-
ne Zone, die nicht so sehr dem he-
gemonialen Einfluss der USA unter-
liegt. In ihrem Streben nach mehr 
Autonomie haben sich die Regie-
rungen dieser Länder um eine mul-
tilaterale Einbindung bemüht, in de-
ren Rahmen bestimmte nicht-
amerikanische Akteure als Gegen-
gewicht  und Machtausgleich ge-
genüber den USA dienen sollten. In 
diesem Sinne bestand im Cono Sur 
eine größere Prädisposition, die Be-
In ihrem Streben 
nach mehr Auto-
nomie haben sich 
die Regierungen 
des Cono Sur um 
eine multilaterale 
Einbindung be-
müht, in deren 
Rahmen bestimm-
te nicht-amerika-
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ziehungen zu Asien und vor allem 
zu den Ländern Europas zu intensi-
vieren.  
Die Staaten der Europäischen Union 
kennen diese geopolitische Realität 
und haben sich um eine stärkere 
Annäherung an diese Regierungen 
bemüht, während sie sich hinsicht-
lich einer Erhöhung der Präsenz im 
Großkaribischen Becken wesentlich 
vorsichtiger verhalten. Dies wird 
besonders deutlich, wenn man die 
Dynamik des internationalen Han-
dels Spaniens und der anderen EU-
Länder analysiert.  
Innerhalb des Handelsaustauschs 
fällt das geringe Gewicht auf, das 
die Länder Mittelamerikas und der 
Karibik für Spanien haben. Einzige 
Ausnahmen sind Kuba, ein Land, zu 
dem man eine „besondere Bezie-
hung“ aufrecht erhält, und die Do-
minikanische Republik, die neben 
ihrer starken touristischen Entwick-
lung seit dem Eintritt in die Länder-
gruppe des Lomé-Abkommens ihre 
Verbindungen verstärkt hat. Auf 
Zentralamerika (ohne Panama) ent-
fielen 1997 3,2 % der spanischen 
Exporte nach Lateinamerika und 
3,9 % der Importe aus der Region.  
Auch der Austausch mit Mexiko 
wies Schwankungen auf. Während 
noch zu Beginn der neunziger Jahre 
28,1 % der spanischen Ausfuhren 
nach Lateinamerika auf Mexiko ent-
fielen, sank diese Zahl 1995 auf 
11,6 %, 1997 waren es 13,8 %. 
Der Anteil der Einfuhren schwankte 
in denselben Jahren zwischen 
32,1 %, 21,3 % und 22,4 %. Zu 
dieser Situation haben insbesondere 
zwei Faktoren beigetragen: zum ei-
nen die mexikanische Finanzkrise 
von 1994 und vor allem die Ver-
schiebung der Handelsaktivitäten 
im Zuge der NAFTA-Gründung, 
durch die sich der Handel des Azte-
kenlandes mit den Vereinigten 
Staaten innerhalb von drei Jahren 
um 64% steigerte (Ojeda 1998: 
167). Die spanischen Regierungen 
haben nicht aufgegeben bei ihren 
Bemühen, die wirtschaftlichen Ver-
bindungen mit Mexiko auszubauen. 
Aus diesem Grunde stellte die spa-
nische Regierung der mexikani-
schen Regierung und den Unter-
nehmern beider Länder eine Kredit-
linie in Höhe von 1,5 Milliarden Dol-
lar zur Verfügung, von denen 300 
Millionen Dollar für kleine und mit-
telständische Projekte reserviert 
waren.   
Auch die Mitgliedschaft Spaniens in 
der NATO und die Beziehungen zu 
den USA über diese Organisation 
führten zu einem größeren Realis-
mus der spanischen Lateinamerika-
Politik. Mit dem NATO-Beitritt Spa-
niens begannen sich wichtige Ver-
änderungen in der Politik des Lan-
des gegenüber den USA zu zeigen. 
So entschied man sich, das schwie-
rige Gleichgewicht zwischen dem 
autonomen Handeln Spaniens, das 
wieder ein festes Fundament für die 
Intensivierung seiner Verbindungen 
zu Lateinamerika aufbauen musste, 
und den durch die nordamerikani-
schen Interessen in der Region vor-
gegebenen Grenzen anzustreben. 
Aus diesem Grunde setzte die spa-
nische Regierung, als die Contado-
ra-Gruppe ins Leben gerufen wur-
de, auf ein niedriges Eigenprofil und 
die Unterstützung von Initiativen 
aus den Ländern der Region. Zu-
dem bemühte sie sich darum, die 
EG über die Konferenz von San José 
zu mehr Engagement in der Region 
zu veranlassen. „Insofern änderte 
sich die Handlungs- und Vermitt-
lungsstrategie der sozialistischen 
Regierung in der Region. Man ent-
schied sich vor allem für indirekte 
Aktionen, eine Unterstützung der 
Friedenspläne aus der Region, das 
Einbringen des Themas vor dem 
Europarat und, nach erfolgtem 
EWG-Beitritt, für ein Handeln inner-
halb des durch sie vorgegebenen 
Rahmens“ (Del Arenal 1994: 144). 
Europäisierung als „instituti-
onalisierte Außenpolitik“ 
Europäisierung kann auch bedeu-
ten, dass wir es mit einer institutio-
nalisierten Außenpolitik zu tun ha-
Auch die Mitglied-
schaft Spaniens in 
der NATO und die 
Beziehungen zu 
den USA über die-
se Organisation 
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ben. Dies ist beispielsweise der Fall, 
wenn die einzelnen Mitgliedsländer 
im Hinblick auf ein Problem, ein 
Land oder eine Region keine eigene 
Strategie formulieren wollen oder 
können. In diesem Fall kommen die 
in den Gemeinschaftsorganen wur-
zelnden Entwürfe zum Tragen. Die 
EU wird zu einem Akteur, der den 
„Willen“ der Gesamtheit der Mit-
gliedsstaaten kanalisiert.  
Eine solche institutionalisierte Au-
ßenpolitik dominiert hinsichtlich der 
Beziehungen mit Kuba. Nach der 
Auflösung des sozialistischen Lagers 
und aufgrund des Ausschlusses Ku-
bas aus dem nordamerikanischen 
Markt konzentrierte sich die Außen-
politik des Karibik-Landes auf die 
Intensivierung der Beziehungen zu 
den EWG/EU-Ländern und zu La-
teinamerika. Unter den neuen Be-
dingungen nach Ende des Kalten 
Krieges ließ sich eine gewisse Re-
ziprozität von Seiten der Europäi-
schen Union beobachten. Die Grün-
dung eines ECHO-Büros für huma-
nitäre Hilfe in Havanna im April 
1994, die Eröffnung des Dialogs 
zwischen der Europäischen Kom-
mission und der Regierung sowie 
die Aufrechterhaltung eines beacht-
lichen Umfangs wirtschaftlicher Zu-
sammenarbeit und humanitärer Hil-
fe auf der Insel veranschaulichen 
diese Tendenz. 
Die Verhärtung der US-Position ge-
genüber Kuba, der geringe Stellen-
wert, den die Insel auf der Tages-
ordnung der Gemeinschaft und der 
meisten EU-Mitgliedsländer ein-
nimmt, sowie die Rivalität zwischen 
der EU und den Vereinigten Staaten 
in Lateinamerika schufen Bedingun-
gen dafür, dass die Union gegen-
über Kuba eine Gemeinsame Au-
ßen- und Sicherheitspolitik in die 
Praxis umsetzte. Am 2. Dezember 
1996 verabschiedete die EU auf Ini-
tiative der spanischen Regierung ei-
nen Gemeinsamen Standpunkt ge-
genüber Kuba, der sich zum Ziel 
setzte, „einen Übergangsprozess zu 
einer pluralistischen Demokratie 
und den Respekt der Menschen-
rechte und der Grundfreiheiten zu 
fördern“. Dies war das erste Mal,  
dass im Rahmen der GASP ein Do-
kument mit Bezug auf ein latein-
amerikanisches Land verabschiedet 
wurde.  
Das Dokument signalisiert ein Inte-
resse daran, dass die Transition ih-
ren Ausgangspunkt im gegenwärti-
gen Regime nehmen möge. Es 
macht die Zusammenarbeit von 
Fortschritten auf dem Gebiet der 
Demokratie abhängig, erklärt ein 
Interesse an der Förderung des Dia-
logs mit allen Sektoren, verlangt 
den Respekt der Menschenrechte 
und schlägt vor, die humanitäre Hil-
fe über nichtstaatliche Einrichtun-
gen zu kanalisieren. Die neuartigen 
Aspekte dieser Position lassen sich 
in der Verknüpfung eines eventuel-
len Kooperationsabkommens mit 
Fortschritten in Richtung Demokra-
tie, im stärkeren Aktivwerden der 
EU in der Frage der Förderung eines 
friedlichen Übergangs auf Kuba und 
in der Kanalisierung der humanitä-
ren Hilfe über Nichtregierungsorga-
nisationen zusammenfassen. 
Da Lateinamerika und insbesondere 
Kuba für die meisten Mitgliedsstaa-
ten der EU einen geringen Stellen-
wert auf der Präferenzskala ein-
nehmen, kann diesbezüglich relativ 
leicht ein Konsens erzielt werden. 
Die Möglichkeiten einer gemeinsa-
men, abgestimmten Position der 
Europäischen Union gegenüber den 
Problemen der Region sind damit 
größer. Trotz der Dynamik der spa-
nischen Kuba-Politik folgen deren 
Aktionen weitgehend dem allge-
meinen Kurs der EU gegenüber die-
sem Land. 
Durch die Europäisierung seiner La-
teinamerikapolitik aktiviert Spanien 
intensive Beziehungen mit der Re-
gion, es maximiert sein Verhand-
lungspotenzial innerhalb der EU und 
gegenüber den lateinamerikani-
schen Ländern. Aus einer Gemein-
schaftsperspektive wird die Europäi-
sierung insofern zu einem Hindernis 
Am 2. Dezember 
1996 verabschie-
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für eine Intensivierung der Bezie-
hungen, wie die supranationalen 
Organe sich im wesentlichen aus 
wirtschaftlichen Gründen für die 
Region interessieren, was dazu ge-
führt hat, dass die europäischen 
Länder untereinander im Wettbe-
werb um den Zugewinn regionaler 
Marktanteile stehen, ohne dass da-
bei ein besonders deutliches Inte-
resse an einer qualitativen Verbes-
serung der Verbindungen zwischen 
beiden Teilen zum Ausdruck käme.  
Weil Lateinamerika im Rahmen ei-
ner europäisierten Außenpolitik als 
eine von vielen Regionen der unter-
entwickelten Welt gilt, wird ihm 
tendenziell eine untergeordnete Be-
deutung zugeordnet. Die wenig 
hervorgehobene Stellung Latein-
amerikas in der Werteskala der in-
ternationalen EU-Präferenzen er-
klärt auch das Fehlen von Koordina-
tionsinstanzen zwischen den Ge-
meinschaftsorganen und den euro-
päischen Regierungen mit Blick auf 
die Gesamtregion. Dies schwächt 
das Handeln der Länder Europas 
gegenüber Lateinamerika. 
Natürlich kann die niedrige Priorität, 
die die Region für die meisten Mit-
gliedsstaaten aufweist, auch dazu 
führen, dass leichter ein Konsens zu 
finden ist. „Die EU-Mitgliedsstaaten 
hegen kein besonderes Interesse an 
Lateinamerika und bezeichnender-
weise befindet sich keiner von ihnen 
in einer dominanten Position ge-
genüber den anderen. Dies trägt 
ungemein zum politischen Zusam-
menhalt bei und erhöht die Er-
folgsaussichten für die Umsetzung 
einer GASP in den Bereichen De-
mokratie, Menschenrechte, nach-
haltige Entwicklung,  Integration, 
Sicherheit und Zusammenarbeit bei 
länderübergreifenden Phänomenen 
wie dem organisierten Verbrechen 
und der Umweltzerstörung“ (Irela 
1999: 7) 
Fazit 
Während die Länder Lateinamerikas 
bei der Definition eines Profils ihres 
Verhältnisses zu Spanien große 
Passivität an den Tag gelegt haben, 
übernahm Madrid seit Beginn der 
demokratischen Wende die Aufga-
be, die Qualität der Beziehungen zu 
den Ländern Lateinamerikas zu 
bestimmen. In diesem Sinne liegt 
man nicht falsch, wenn man sagt, 
dass die Essenz dieser Beziehungen 
eher den spanischen Initiativen als 
einer vorgeblich natürlichen Bereit-
schaft der lateinamerikanischen 
Länder in Bezug auf Spanien zu 
verdanken ist. 
Die Lateinamerikapolitik Spaniens in 
den 90er Jahren erfolgte im we-
sentlichen im Rahmen der Gemein-
schaftsinstitutionen. So erklärt sich, 
warum trotz des Interesses der 
spanischen Regierungen an einer 
besonderen Beziehung mit der Re-
gion die meisten Bindungen durch 
die gemeinschaftliche Vermittlung 
reproduziert wurden. 
Derzeit beruht die Qualität der Be-
ziehungen auf spanischen Initiati-
ven und diese entsprechen in erster 
Linie Spaniens internationalen Prä-
ferenzen. Aber Spanien hat bereits 
alles Mögliche getan, um Vorteile 
aus diesen Beziehungen zu ziehen 
und wird kaum weitere Anstren-
gungen unternehmen, um deren 
Qualität zu steigern. Hinzu kommt, 
dass aufgrund der Europäisierung 
der Beziehungen eine weitere In-
tensivierung der Verbindungen zwi-
schen der EU und Lateinamerika 
Madrid eines wichtigen politischen 
Kapitals berauben würde.  
In diesem Sinne ist es – wenn man 
diesen Beziehungen in Zukunft 
neue Impulse verleihen möchte –
unbedingt notwendig, dass die la-
teinamerikanischen Außenministe-
rien und Entscheidungsträger eine 
realistischere und aktivere Haltung 
einnehmen. Die Zukunft wird zei-
gen, ob sich die Region dieser Her-
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